
1. Archäologische Bodenfunde 

Bei Erdarbeiten kann mit dem Auftreten von Bodenfunden gerechnet werden. Gemäß § 16 Thüringer-
Denkmalschutzgesetz müssen Bodenfunde unverzüglich an das Thüringische Landesamt für Denk-
malpflege und Archäologie gemeldet werden. Eventuelle FundsteIlen sind abzusichern und die Funde 
im Zusammenhang im Boden zu belassen, bis sie durch Mitarbeiter des Thüringischen Landesamtes 
für Denkmalpflege und Archäologie untersucht und geborgen worden sind. 

2. Munitionsfunde 

Munitionsfunde sind meldepflichtig. 

3. Mutterboden 

Der abzutragende Mutterboden muss, sofern er nicht sofort wieder verwendet wird, in nutzbarem Zu-
stand erhalten und einer weiteren Verwendung zugeführt werden (gem. § 202 BauGB). Die entspre-
chenden Vorschriften sind zu beachten.  

4. Niederschlagswasser 

Das anfallende nicht verunreinigte Oberflächenwasser ist nach Möglichkeit auf dem Grundstück de-
zentral zu versickern bzw. zu verdunsten. Das Versickern von Niederschlagswasser bzw. das Einlei-
ten von Niederschlagswasser in ein Gewässer bedarf grundsätzlich einer wasserrechtlichen Erlaubnis 
durch die Untere Wasserbehörde. 

5. Geologischen Verhältnisse und Belange 

Es wird empfohlen, vor Beginn von Erdarbeiten eine Baugrunduntersuchung vornehmen zu lassen.  
Erdaufschlüsse (Erkundungs- und Baugrundbohrungen, Grundwassermessstellen, geophysikalische 
Messungen) sowie größere Baugruben sind dem Thüringer Landesamt für Umwelt, Bergbau und Na-
turschutz rechtzeitig anzuzeigen, damit eine geologische und bodengeologische Aufnahme zur Erwei-
terung des Kenntnisstandes über das Gebiet erfolgen kann.  

6. Belange des Naturschutzes 

Die Verbote des § 44 BNatSchG (Vorschriften für besonders geschützte und bestimmte andere Tier- 
und Pflanzenarten) sowie des § 19 Abs. 1 BNatSchG i.V.m. § 3 Umweltschadensgesetz (USchadG) 
sind zu beachten. Unvermeidbare Gehölzentnahmen sind aus artenschutzrechtlichen Gründen nur in 
der Zeit vom 01.10. eines Jahres bis zum 28./29.02. des Folgejahres zulässig. 

7. Versorgungsleitungen  

Bei Erdarbeiten im Bereich von Leitungstrassen der Versorgungsunternehmen sind vor Beginn der 
Bauarbeiten und sonstigen Maßnahmen die konkreten Leitungsbestände der Ver- und Entsorgungs-
träger zu ermitteln. Des Weiteren sind die entsprechenden Schutzabstände gem. DIN, DVGW Regel-
werk und Unfallverhütungsvorschriften einzuhalten.  

8. Planunterlage 

Wegen Ungenauigkeiten in der Planunterlage durch Vervielfältigung, Vergrößerungen etc. sind im 
Plangebiet bei jedem Vorhaben Kontrollmessungen vorzunehmen. Sollten Maße bei den zeichneri-
schen Festsetzungen nicht eindeutig erkennbar sein, sind sie mit ausreichender Genauigkeit aus der 
Planunterlage herauszumessen. Eine Gewähr für die Richtigkeit der Kartengrundlage wird seitens des 
Planungsbüros nicht übernommen. 

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 (1) BauGB)

§ 1  Im Ergänzungsbereich EN ist ausschließlich  
- die Errichtung von Nebengebäuden wie z.B. Gartengerätehäuser, Carports, Gebäude für 

die Kleintierhaltung, Gewächshäuser  usw. sowie  
- die Errichtung von baulichen Nebenanlagen wie z.B. Terrassen, Wege, Zäune, Garten-

pools, usw.
im Sinne des § 14 BauNVO zulässig. 

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 (1) BauGB, §19 BauNVO)

§ 2 Die zulässige Grundflächenzahl (GRZ) im Ergänzungsbereich EN wird mit 0,1 festgesetzt. 
Die Überschreitung der zulässigen Grundfläche gem. § 19 (4) BauNVO ist nicht zulässig. 

3. Bauweise, überbaubare Grundstücksfläche (§ 23 BauNVO) 

§ 3  Die überbaubare Grundstücksfläche in den Ergänzungsbereichen EG1 bis EG3 ist durch 
eine Baugrenze gem. § 23 (3) BauNVO festgesetzt. Die Errichtung von Stellplätzen und Ga-
ragen gem. § 12 BauNVO sowie Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO ist auch außer-
halb der Baugrenzen zulässig. 

4. Grünordnerische und landschaftspflegerische Festsetzungen (§ 9 (1) Nr. 20 BauGB) 

Geltungsbereich A: 

§ 4 (1) Innerhalb des Ergänzungsbereiches EN sind alle vorhandenen einheimischen, standortge-
rechten Laubbäume oder Obstbäume mit einem Stammumfang von 60 cm und mehr, gemes-
sen in einer Höhe von 100 cm über dem Erdboden, dauerhaft zu erhalten. Liegt der Kronen-
ansatz unter dieser Höhe, ist der Stammumfang unter dem Kronenansatz, bei mehrstämmigen 
Bäumen die Summe der Stammumfänge, maßgebend. 

§ 4 (2) Innerhalb der Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur 
und Landschaft im Ergänzungsbereich EG3 ist eine geschlossene mind. 2-reihige Hecke 
(freiwachsend, Breite 7m, Pflanzabstand der Sträucher 1,5m)  aus einheimischen standortge-
rechten Laubsträuchern auf einer Länge von 200m anzupflanzen. Die restlichen Flächen sind 
als Grün- und Gartenflächen anzulegen und zu pflegen. 

§ 4 (3) Vorhandene sowie neu anzupflanzende Gehölze sind fachgerecht zu pflegen, zu unterhalten 
und bei Abgang durch einheimische, standortgerechte Laubgehölze im Verhältnis 1:1 zu er-
setzen. Die Pflanzstandorte können den örtlichen Erfordernissen angepasst werden. Zur Ver-
wendung kommende Pflanzen und Materialien müssen den jeweiligen Qualitätsnormen ent-
sprechen und fachgerecht gepflanzt werden. Nach der Neuanpflanzung ist eine dauerhafte 
Auswuchs- und Erhaltungspflege, ggf. mit Erziehungs- und Pflegeschnitt vorzunehmen. Min-
destanforderung an die zu pflanzende Qualität ist: 

Sträucher:   v. Str. m. B., 3 TR, H = 0,60 m – 1,00 m. 
 Bäume:  mittelgroße Bäume (Bäume II. Ordnung) 
   Hochstamm, Stammumfang 10-12 cm, 2 x v., o.B.  
 Obstbäume:   Hochstamm, Stammumfang 10-12 cm, 3x v.  

§ 4 (5) Licht mit hohem Blauanteil zieht viele lnsekten aus dem Naturraum mit einem negativen 
„Staubsauger“-Effekt für das Ökosystem an. Aus diesem Grund ist zum Schutz vieler Insek-
tenarten der Einsatz von Außenleuchten auf den Grundstücken mit maximal 3000 Kelvin Farb-
temperatur umzusetzen.

Geltungsbereich B- externe Ausgleichsmaßnahme gem. § 9 (1a) BauGB: 

§ 4 (4) Die Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und 
Landschaft mit der Bezeichnung M1 im Geltungsbereich B (Flurstück 743/2 der Flur 11 Ge-
markung Jecha) ist durch das Zulassen der natürlichen Waldsukzession auf einer Gesamtflä-
che von 13.500 m² ein naturbestimmter Laubmischwald zu entwickeln. Die Entwicklung der 
Fläche wird durch Selbstbegrünung aus dem Samenpotential der angrenzenden Gehölzvege-
tation gesteuert. Die Fläche ist aus der Nutzung zu nehmen und sich selbst zu überlassen. 
Jegliche Art der Nutzung der Fläche (auch forstwirtschaftlich) sowie der Einsatz von Pestizi-
den und Düngemitteln ist unzulässig. Die Maßnahme ist gemäß dem Maßnahmenblatt M1 
durchzuführen. Das Maßnahmenblatt „M1“ ist Bestandteil dieser Festsetzung. 


